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■ Mit der UN-Behindertenrechts-
konvention (2006) ist die Be -

deutung der Teilhabe von Menschen
mit Behinderungen im Studium stär-
ker ins öffentliche Bewusstsein ge -
langt. Sie zielt auf die Chancengleich-
heit und ging mit der Förderung des
gleichberechtigten und benachteili-
gungsfreien Zugangs auf allen Bil-
dungsstufen einher. Nach § 16 Satz 4
des Hochschulrahmengesetzes und
den Hochschulgesetzen der Länder
sind staatliche und staatlich anerkann-
te Hochschulen dazu verpflichtet, die
besonderen Belange behinderter Stu-
dierender zu berücksichtigen. 

Das Studentenwerk Kassel (2018)
berichtet auf Basis von Daten aus der
21. bundesweiten Sozialerhebung des
Deutschen Studentenwerks, dass gut
ein Viertel der Studierenden in Kassel
im Jahr 2016 gesundheitlich beein-
trächtigt war. Ein Achtel der Studie-
renden in Kassel gab gesundheitliche
Beeinträchtigungen an, die das Studi-
um erschwerten. Rund die Hälfte der
ledigen Vollzeitstudierenden klagte
über Probleme und Belastungen. Die-
ser Anteil der Studierenden mit Pro-
blemen und Belastungen ist im bun-
desweiten und hessischen Vergleich

Gleiche Chancen 
im Studium?
Qualitätsstandards und Leitlinien können Entscheidungen im Bewilligungsverfahren
um Nachteilsausgleich in Prüfungen für behinderte Studierende verbessern 

Nach dem Hochschulrahmen-
gesetz und den Hochschul -
gesetzen der Länder (hier: § 3
Abs. 4 Satz 3 HHG) sind Hoch-
schulen dazu verpflichtet, die
besonderen Belange behinderter
Studierender zu berücksichtigen.
Ein Instrument sind dabei Nach-
teilsausgleiche in Prüfungen. 
Im Rahmen der Forschungswerk-
statt „Quantitative empirische
Methoden der Sozialen Arbeit 
in der Gesundheitsforschung“ im
Master „Diversität-Forschung-
Soziale Arbeit“ wurde im Winter-
semester 2019/2020 an der Uni-
versität Kassel eine Studie durch-
geführt. Untersucht wurde darin,
inwieweit sich die verschieden -
artigen Gesundheitsbeeinträch -
tigungen der Studierenden in 
der Sozialen Arbeit auf den
Nachteilsausgleich in Prüfungen
auswirken. 

relativ hoch. Die psychosoziale Bera-
tungsstelle des Studentenwerks Kas-
sel bietet Studierenden eine kosten-
freie Möglichkeit an, sich zu Proble-
men und Belastungen im Studium so-
wie in anderen Lebensbereichen be-
raten zu lassen. Die Beratungsstatistik
der psychosozialen Beratungsstelle
des Studentenwerks Kassel (Pötschke
& Lohberger 2018) zeigte bei 366 Stu-
dierenden in der Beratungssituation,
dass rund die Hälfte studienbezogene
Probleme aufweisen. 

Auswirkungen von Gesundheits -
beeinträchtigungen auf das Studium
Vom Deutschen Studentenwerk (2012)
wurde eine Sondererhebung bei fast
16 000 Studierenden mit studiener-
schwerenden gesundheitlichen Beein-
trächtigungen im Sommersemester
2011 via Online-Befragung durchge-
führt. 2016 wurde diese Befragung mit
dem Ergebnis wiederholt, dass der An-
teil der Studierenden mit studiener-
schwerenden Beeinträchtigungen zwi-
schen 2012 und 2016 auf 11 Prozent
von allen Studierenden in Deutsch-
land und damit um vier Prozentpunkte
gestiegen ist (Deutsches Studenten-
werk 2018). Fast zwei Drittel der be-
fragten Studierenden im Jahr 2016/17

■ Prof. Dr. Alfons Hollederer 

■ Samuel Bauer

■ Annika Freier

■ Lena Jochheim

■ Ali Kansiz

■ Theresa Schmidt

■ Tina Schönfelder 

■ Raha Tavakoli 

■ Louisa Veltin

■ Prof. Dr. Felix Welti

06 45_Spektrum.qxp_1 2021  26.11.20  14:45  Seite 27



28

Spektrum

1/2021 Forum sozialarbeit + gesundheit

Es wird erhoben, ob die antragstel-
lende Person aufgrund einer schwe-
ren bzw. chronischen Erkrankung
oder einer Behinderung nicht in der
Lage ist, die Studien- oder Prüfungs-
leistung in der vorgesehenen Form
oder innerhalb der festgelegten Frist
abzulegen. Es wird erfasst, ob ein
ärztliches oder psychologisches At-
test oder ein Anerkennungsbescheid
des Versorgungsamtes vorliegt. Der
Grund der Erkrankung bzw. Behinde-
rung sowie die Auswirkungen auf die
Prüfung kann in Freitextfeldern des
Antrages erläutert werden. Aus den
Freitextangaben wurden für die vor-
liegende Untersuchung grobe Kate-
gorien abgeleitet. Das Formular bietet
Auswahlmöglichkeiten für den zeitli-
chen Rahmen des Nachteilsaus-
gleichs und Veränderungen der Stu-
dien- oder Prüfungsleistungen an.

Ergebnisse der Analyse
Für die Studiengänge Soziale Arbeit
an der Universität Kassel wurden von
2012 bis zum Januar 2020 insgesamt
50 Anträge wegen Behinderung oder
schwerwiegender Erkrankung gestellt.
In diesem Zeitraum wurde ein Antrag
abgelehnt. Die 49 bewilligten Anträge
stammen von 47 Personen (darunter
zwei Fol geanträge). Mit 39 Antrag-
stellerinnen beträgt die Frauenquote

beschrieben die Auswirkungen ihrer
Beeinträchtigungen auf ihr Studium
als „stark“ oder „sehr stark“. 

Das hessische Hochschulgesetz
(HHG) legt fest, dass Studierende mit
Behinderung im Studium nicht be-
nachteiligt werden und eine Barriere-
freiheit der Hochschulangebote ge-
währleistet ist (§ 3 Abs. 4 Satz 3 HHG).
In der Hochschule besteht bei Prüfun-
gen ein Recht auf Nachteilsausgleich.
Dies gilt für Studierende, denen auf-
grund einer Behinderung die Absol-
vierung einer Prüfung nicht oder nur
erschwert möglich ist. Diese Regelun-
gen sind in den Prüfungsordnungen
der Universitäten und Hochschulen
nach § 20 Abs. 3 HHG enthalten. Nach
Welti und Ramm (2017, S. 29) „bleibt
ein Nachteilsausgleich ohne Einfluss
auf die fachlichen Anforderungen“.

Die Analyse der Sekundärdaten an
der Universität Kassel soll dazu bei-
tragen, Erkenntnisse zur Entschei-
dung über bestimmte Nachteilsaus-
gleiche in Abhängigkeit zu den unter-
schiedlichen Beeinträchtigungsfor-
men zu generieren. Die Datenbasis
besteht aus allen Anträgen für einen
Nachteilsausgleich von 2012 bis Ja-
nuar 2020 von Studierenden der So-
zialen Arbeit der Universität Kassel.

83 Prozent. Im Durchschnitt lag das
Alter der Personen bei 27 Jahren (SE
= 1,2). Drei Viertel der Antragstellen-
den waren unter 30 Jahre alt. 

67,3 Prozent der Anträge gehen auf
schwere oder chronische Erkrankun-
gen zurück. Bei 53,1 Prozent der An-
träge wird eine Behinderung ge-
nannt. Darunter wird bei 26,5 Prozent
der Anträge ein Anerkennungsbe-
scheid einer amtlich anerkannten Be-
hinderung aufgeführt. Neun Perso-
nen gelten als schwerbehindert. Da-
runter sind vier schwerstbehinderte
Personen mit einem Grad über 80. Bei
79,6 Prozent der Anträge wurden die
Gründe mit einem beigefügten ärztli-
chen Attest und bei 16,3 Prozent mit
einem psychologischen Attest nach-
gewiesen. 

Den Anträgen liegen sehr unter-
schiedliche Krankheitsgruppen und
Störungen zugrunde (Tab. 1). Die
meisten Anträge auf Nachteilsaus-
gleich wurden von Menschen mit psy-
chischen sowie neurologischen Er-
krankungen gestellt (jeweils 19,1 %).
Fast genauso hohe Anteile lassen sich
bei Antragstellenden mit inneren Er-
krankungen und Sehbeeinträchtigun-
gen beobachten (jeweils 17,0 %). Die
Studierenden mit Legasthenie stellen
eine besondere Gruppe mit Entwick-
lungsstörungen schulischer Fertigkei-
ten wie Lese- und Rechtschreibstö-
rung (ICD-10 F81.0) dar (12,8 %). Eine
geringe Anzahl von Anträgen geht auf
orthopädische (6,4 %) oder sonstige
Erkrankungen (8,5 %) zurück.

Die Antragstellenden konnten die
Auswirkungen ihrer Erkrankung/Be-
hinderung auf die Prüfungssituation
beschreiben (Tab. 2). Die meisten lei-
den demnach unter Schreib- und/
oder Leseproblemen (41,3 %). Darun-
ter befinden sich einige Personen, die
nur Schreibprobleme (17,4 %) oder
nur Leseprobleme (4,3 %) isoliert
schilderten. Ein Großteil äußert Kon-
zentrationsstörungen (32,6 %). Im ge-
ringerem Maße werden als Auswir-
kungen Wahrnehmungsstörungen
(10,9 %), Phobien und Ängste (6,5 %)
sowie allgemeine Gesundheits- oder
Schmerzzustände (8,7 %) genannt. Es

Tabelle 1: Häufigkeiten der zugrunde liegenden Erkrankungsart bzw. Behinderung 
in Nachteilsausgleichen bei gesundheitlich eingeschränkten Studierenden der 
Sozialen Arbeit an der Universität Kassel

Häufig-
keit

Prozent
Gültige
Prozente

Gültig Psychische Erkrankung 9 18,4 19,1

Neurologische Erkrankung 9 18,4 19,1

Sehbeeinträchtigung 8 16,3 17

Innere Erkrankung 8 16,3 17

Legasthenie 6 12,2 12,8

Orthopädische Erkrankung 3 6,1 6,4

Sonstige Erkrankung 4 8,2 8,5

Gesamt 47 95,9 100

Fehlend Ohne Angaben 2 4,1

Gesamt 49 100 100
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ter alle acht Personen mit Sehbeein-
trächtigung und alle neun mit neuro-
logischen Erkrankungen. 17 weitere
Anträge wurden im Bereich bis unter
50 Prozent genehmigt. Die drei bewil-
ligten Anträge auf eine Zeitverlänge-
rung von 100 Prozent kommen aus-
schließlich aus der Gruppe der psy-
chisch Erkrankten. Im Bereich der
psychischen Erkrankungen gibt es
das weiteste Spektrum an Zeitverlän-
gerungen. Die Antragstellenden mit
orthopädischen, inneren und sonsti-
gen Erkrankungen beantragten dage-
gen unter dem Durchschnitt liegende
Zeitverlängerungen.

gibt keine statistischen Auffälligkei-
ten bei der Zuordnung nach Krank-
heitsgruppen zwischen den Alters-
gruppen oder den Geschlechtern. 

Die Krankheitsgruppen wirken sich
auf Prüfungssituationen der antrag-
stellenden Studierenden unterschied-
lich aus. Die Personen mit orthopädi-
schen Erkrankungen geben aus-
schließlich Lese- und/oder Schreib-
probleme an. Auch bei den Antrag-
stellern mit neurologischen Erkran-
kungen oder Sehbeeinträchtigungen
überwiegen Lese- und/oder Schreib-
probleme. Bei den Antragstellenden
mit psychischen Erkrankungen haben
zwei Drittel Konzentrationsstörun-
gen. Andere Störungen wie Legasthe-
nie wirken sich nach den Selbstaus-
künften eher breit aus. 

Es sind zu Beginn im Jahr 2012 nur
ein einziger Antrag bei der Erstimple-
mentierung des Verfahrens und in
2013 nur zwei Anträge zu beobachten.
Im weiteren Verlauf nehmen die An-
tragsverfahren (bei steigenden Studie-
rendenzahlen) mit einem Zwischen-
hoch im Jahr 2015 (9 Anträge) und
dem Höhepunkt im Jahr 2019 (13 An-
träge) stark zu. Zum ersten Mal wurde
2014 ein Antrag auf Nachteilsaus-
gleich wegen einer psychischen Er-
krankung gestellt. In den folgenden
Jahren ist ein leichter Anstieg auf-
grund von psychischen Erkrankungen
zu beobachten. Im Jahr 2019 wurden
korrespondierend zum Antragshöhe-
punkt vier Anträge wegen psy-
chischen Erkrankungen registriert. 

Insgesamt wurden 49 Bescheide
zum Nachteilsausgleich in Prüfungs-
verfahren ausgestellt. Das Hauptinte-
resse der Antragstellenden liegt auf
einer Zeitverlängerung in Prüfungs-
verfahren. Wie Tabelle 3 informiert,
gewähren fast alle Bescheide eine
Zeitverlängerung (91,8 %). Aus den
Auswertungen geht hervor, dass ein
Teil der Personen mehrere Formen
von Nachteilsausgleichen beantragt
und bewilligt bekommen haben.

28 der Antragstellenden erhielten
eine genau 50-prozentige Zeitverlän-
gerung in Prüfungsverfahren, darun-

In 85,7 Prozent der Antragsverfah-
ren wurde ein Nachteilsausgleich für
die Dauer des gesamten Studiums
beschieden. Alle von Legasthenie Be-
troffenen stellten Anträge für das ge-
samte Studium. 

Amtlich anerkannte Behinderungen
wirken sich im Durchschnitt signifi-
kant häufiger negativ auf Lesen und
Schreiben sowie auf die Wahrneh-
mung im Prüfungsverfahren aus als
die übrigen angegebenen Erkrankun-
gen. Die Antragstellenden mit amtlich
anerkannten Behinderungen haben
zu 56,5 Prozent Schreib- und/oder Le-

Tabelle 2: Auswirkungen der Krankheit bzw. der Behinderung im Studium (n=49)

Häufig-
keit

Prozent
Gültige
Prozente

Gültig
Konzentrationsstörungen, 
Blackout

15 30,6 32,6

Schreib- und Leseprobleme
gleichzeitig

9 18,4 19,6

(Isolierte) Schreibprobleme 8 16,3 17,4

Wahrnehmungsstörung 5 10,2 10,9

Allgemeiner Gesundheitszustand
Schmerzen

4 8,2 8,7

Phobien, Ängste 3 6,1 6,5

(Isolierte) Leseprobleme 2 4,1 4,3

Gesamt 46 93,9 100

Fehlend Ohne Angaben 3 6,1

Tabelle 3: Anzahl der bewilligten Nachteilsausgleiche in Prüfungsverfahren 

Formen des Nachteilsausgleichs
(Mehrfachanträge möglich)

Anzahl der posi-
tiven Bescheide

Anteil an Bescheide
insgesamt (in %)

Zeitverlängerung 45 91,8

Eigener Bearbeitungsraum 10 20,4

Umwandlung einer schriftlichen 
in eine mündliche Prüfung

6 12,2

Assistenz 4 8,2

Umwandlung einer mündlichen 
in eine schriftliche Prüfung

0 0

Übrige 14 28,6

Bescheide insgesamt 49 100
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seprobleme und zu 17,4 Prozent
Wahrnehmungsstörungen, während
bei den schwer oder chronisch Er-
krankten 26,0 Prozent bzw. 4,3 Prozent
diese Auswirkungen berichteten. Da-
für bekundeten die Antragstellenden
mit Behinderung seltener Konzentra-
tionsstörungen als die schwer oder
chronisch Erkrankten (13,0 % versus
52,2 %). 

Diskussion und Fazit
Es handelt sich bei der Sekundärana-
lyse um eine Vollerhebung aller ab-
geschlossenen Antragsverfahren für
die Soziale Arbeit der Universität Kas-
sel bis Januar 2020. Allerdings sind
die Prävalenzraten von Krankheit und
Behinderung unter den Studierenden
der Sozialen Arbeit und die Quote der
Inanspruchnahme des Nachteilsaus-
gleichs nicht bekannt. Es ist plausibel,
dass im Vorfeld auch die Informa -
tionsvermittlung der Universität zum
Bekanntheitsgrad unter Studierenden
beiträgt. Die Frage ist noch offen, wel-
che Gruppen mit Gesundheitsein-
schränkungen die Möglichkeit des
Nachteilsausgleich intensiv in An-

spruch nehmen. Möglicherweise ha-
ben Studierende, die von Legasthe-
nie, Erbkrankheiten oder Seh- und Ge-
höreinschränkungen betroffen sind,
bereits vorher in allgemeinbildenden
Schulen positive Erfahrungen mit Nach-
teilsausgleichsverfahren gemacht. Es
ist anzunehmen, dass auch die Bera-
tungsleistungen von Hilfesuchenden
durch das Studierendenwerk der Uni-
versität Kassel das Antragsverhalten
im Vorfeld beeinflussen. 

Für die beobachteten Schwankun-
gen der Antragszahlen im Zeitverlauf
kommen mehrere Ursachen in Be-
tracht. Dabei könnte die allgemeine
Zunahme an Bekanntheit ein Grund
sein. Möglicherweise hat auch eine
Vereinfachung im Verfahren mit hö-
herem Standardisierungsgrad eine
vermehrte Inanspruchnahme be-
wirkt. Zudem dürfte der Antragsan-
stieg im Jahr 2015 auf die damalige
doppelte Zulassung von Studieren-
den im Bachelor Studiengang Soziale
Arbeit zurückzuführen sein. Die Erhö-
hung der Anträge aufgrund psy-
chischer Erkrankungen geht mit einer

wachsenden gesellschaftlichen Sen-
sibilität und Entstigmatisierung ein-
her. Es ist daher ein weiterer Anstieg
an Anträgen allgemein sowie des An-
teils der psychischen Erkrankungen in
den nächsten Jahren zu erwarten. 

Auffällig in der Auswertung ist, dass
ein Großteil der Nachteilsausgleiche
für den Zeitraum des „gesamten Stu-
diums“ beantragt und bewilligt wur-
de. Das ist für Grunderkrankungen
wie für diagnostizierte Legasthenie als
lebenslange neurologische Lernbe-
hinderung oder bei Erbkrankheiten,
Blindheit und Gehörlosigkeit etc. adä-
quat. Ebenso werden bei einer amtlich
anerkannten Behinderung der Schwe-
regrad und die Prognose durch ein un-
abhängiges Begutachtungsverfahren
festgestellt und können damit über-
nommen werden. Bei anderen im An-
tragsverfahren genannten Krankheits-
bildern und „weichen“ Störungen,
insbesondere im Bereich der psychi -
schen Gesundheit, ist die Verbeschei-
dung von den Prognosen abhängig,
die zum Großteil nur mit relativ einfa-
chen ärztlichen oder psychologischen
Attesten, Methodiken und Funktions-
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Die Entwicklung wissenschaft-

licher Leitlinien würde eine faire

Behandlung der Antragstellen-

den besser gewährleisten.
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aussagen abgesichert waren. Sie ent-
sprachen nicht elaborierten Gutach-
tenverfahren und Qualitätsstandards
wie sie in der Sozial- oder Arbeitsme-
dizin „lege artis“ sind (vgl. Gostomzyk
& Hollederer 2020). Eine regelmäßige
Überprüfung des aktuellen Gesund-
heitszustands der Studierenden er-
folgt nach Bewilligung des Nachteils-
ausgleichs nicht mehr. 

Rückmeldung an psychosoziale
Beratungsstelle wäre sinnvoll
Die Ergebnisse der Untersuchung zei-
gen, dass rund zwei Drittel der Anträ-
ge für einen Nachteilsausgleich mit
schweren oder chronischen Erkran-
kungen begründet wurden. Rund ein
Viertel der Studierenden hat eine
amtlich anerkannte Behinderung. Bei
den Auswirkungen der Erkrankungen
oder Behinderungen auf die Prü-
fungssituation standen Schreib- und/
oder Leseprobleme sowie Konzentra-
tionsstörungen im Vordergrund. Seit
2017 ist die Zahl der Anträge auf-
grund von psychischen Erkrankun-
gen gestiegen. 

Deutlich wird, dass ein weiterer For-
schungsbedarf besteht, um die An-
tragsverfahren und Bewilligungen

der Nachteilsausgleiche zwischen
den Hochschulen zu vergleichen. Sie
könnte Hinweise auch auf die Ent-
wicklung von Qualitätsstandards ge-
ben. In der Perspektive würde die Ent-
wicklung von wissenschaftlichen Leit-
linien die Entscheidungen im Verfah-
ren erleichtern und eine faire Behand-
lung der Antragstellenden besser ge-
währleisten.

Zur Optimierung der Prozesse wäre
außerdem ein Rückmeldungssystem
hilfreich, das die durchgeführten An-
tragsverfahren an die psychosoziale
Beratungsstelle des Studentenwerks
übermittelt. Die Beratung könnte zu-
dem im Bedarfsfall Hilfestellung für
den Zugang zum regionalen Gesund-
heitswesen geben, da bekannterma-
ßen bei jungen Erwachsenen häufig
Hemmschwellen in der Inanspruch-
nahme von Vorsorge und psychothe-
rapeutischen Leistungen bestehen.
Dieser Bedarf an Beratung und Ge-
sundheitsorientierung dürfte bei Stu-
dierenden, die studiumsbedingt zuge-
zogen sind, und insbesondere bei aus-
ländischen Studierenden, die in der Re-
gel das deutsche Gesundheitssystem
wenig kennen, erhöht sein. 

Für die Praxis wird empfohlen, den
Erfolg des Nachteilsausgleich in Prü-
fungsverfahren nachzuhalten, Erkundi-
gungen bei den Studierenden im Ver-
lauf einzuholen sowie insbesondere
bei drohenden Studienabbrüchen den
Nachteilsausgleich proaktiv nach An-
gemessenheit zu überprüfen. Das wäre
vor allem bei progredienten Erkran-
kungen wichtig. Diese Daten könnten
dann auch für eine Prozess- und Ergeb-
nisevaluation genutzt werden.

■ Korrespondenzadresse: 
Prof. Dr. Alfons Hollederer, 

Universität Kassel, 
Fachbereich 01, Human wissen-

 schaften, Institut für Sozialwesen
6 alfons.hollederer@uni-kassel.de
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